
NIEDERSCHRIFT Schul/005/2010 
 

über die Sitzung des Schul- und Sportausschusses der Stadt Billerbeck am 
24.06.2010 im Sitzungssaal des Rathauses. 
 
 
Vorsitzende: 

Frau Maggie Rawe  
 
Ausschussmitglieder: 

Herr Günther Fehmer Vertretung für Herrn 
Bernd Heuermann 

Herr Ludger Kleideiter  
Herr Bernhard Kortmann  
Herr Bernd Kösters  
Herr Hans-Jürgen Dittrich  
Frau Margarete Köhler  
Herr Ulrich Schlieker  

 
Sachkundige Bürger gem. § 58 Abs. 3 GO NW: 

Frau Birgit Schulze Wierling Vertretung für Frau 
Ursula Kratz 

Herr Winfried Heymanns Vertretung für Herrn 
Reinhard Bernshausen

Herr Dr. Rainer Hertel  
 
Beratende Mitglieder gemäß § 85 Abs. 2 Schulgesetz: 

Herr Dirk Eikmeyer  
Frau Mechthild Gaußelmann zu TOP 1. ö. S. 
Herr Malte Dagott i. V. f. Realschulrekto-

rin Frau van der Wie-
len 

Herr Pfarrer Thomas Ring ab Verlauf zu TOP 1. 
ö. S. 

 
Vortragender Gast: 

Herr Prof. Dr. Bernd Zymek zu TOP 1. ö. S. 
 
Entschuldigt fehlt: 

Herr Propst Hans-Bernd Ser-
ries 

 

 
Von der Verwaltung: 

Frau Marion Dirks  
Herr Hubertus Messing  
Frau Birgit Freickmann Schriftführerin 
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Gast: 
Herr Ludger Althoff zu TOP 1. ö. S. 

 
 
Beginn der Sitzung: 18:00 Uhr 
Ende der Sitzung: 20:10 Uhr 
 
Frau Rawe stellt fest, dass zu dieser Sitzung form- und fristgerecht eingeladen wur-
de. Hiergegen erhebt sich kein Widerspruch.  
 
Herr Schlieker beantragt, die Tagesordnung der nichtöffentlichen Sitzung um den 
Tagesordnungspunkt „Finanzierung der Erneuerung der Computerräume in der Ge-
schwister-Eichenwald-Realschule“ zu ergänzen. Er wolle in nichtöffentlicher Sitzung 
über Alternativmöglichkeiten der Finanzierung sprechen.  
Nach kurzer Erörterung wird der Erweiterung der nichtöffentlichen Tagesordnung 
einstimmig zugestimmt.  
 
 

TAGESORDNUNG 
 

I. Öffentliche Sitzung 
 
1. Schulentwicklungsplanung 
 Frau Dirks berichtet, dass der Schulpflegschaft der Grundschule die Kon-

zeption „Eine Schule für alle“ vorgestellt wurde. Die Resonanz sei grund-
legend positiv gewesen, vor allem wegen des längeren gemeinsamen 
Lernens. Kritisch diskutiert worden sei der verpflichtende Ganztag, aber 
nur von wenigen Eltern.  
 
Am letzten Montag habe die Informationsveranstaltung für die Eltern der 
Grundschulkinder sowie der Kindergartenkinder, die in diesem Jahr ein-
geschult werden, stattgefunden. Die Beteiligung sei sehr gut gewesen. In 
der rege geführten Diskussion sei die Grundstimmung ebenfalls positiv 
gewesen. Einige kritische Stimmen habe es auch hier zum Ganztag ge-
geben, außerdem sei nach der Förderung der leistungsstarken Schüler 
und der Personalausstattung gefragt worden. Auf Wunsch der Eltern 
werde eine Internetseite als Informationsquelle eingerichtet, auf der sich 
die Eltern auch austauschen können.  
 
Des Weiteren habe heute ein Gespräch mit Herrn Bürgermeister Öh-
mann in Coesfeld stattgefunden. Herr Öhmann habe auf die Konkurrenz-
situation zu Coesfelder Gymnasien hingewiesen, da in der „Schule für 
alle“ auch Schüler mit Gymnasialempfehlung beschult werden sollen. 
Herrn Öhmann sei erläutert worden, dass kein Gymnasium geplant sei, 
sondern eine integrierte Schule und die Schüler entscheiden können, 
welches Gymnasium sie besuchen wollen. Nach Ende des Gesprächs 
habe sie den Eindruck gehabt, dass manche Irritation zumindest auf 
Verwaltungsebene beseitigt werden konnte. Nach erfolgter Regierungs-
bildung in Düsseldorf sei geplant, die nächsten Schritte abzuklären.  
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Herr Schlieker erkundigt sich, ob mit Herrn Öhmann auch die Kooperati-
on mit Coesfelder Gymnasien angesprochen worden sei.  
Frau Dirks teilt mit, dass Herr Öhmann einer Kooperation grundsätzlich 
aufgeschlossen gegenüber stehe. Näheres müssten aber die Schulen 
selber regeln.  
 
Herr Prof. Zymek pflichtet Frau Dirks bzgl. ihrer Einschätzung der Infor-
mationsveranstaltungen bei. Er sei von den Beiträgen der Eltern auf der 
Informationsveranstaltung sehr beeindruckt gewesen. Die Eltern hätten 
sich sehr aufgeschlossen, engagiert und lebhaft geäußert. Nach seiner 
Einschätzung seien die Bedingungen für das Vorhaben „Eine Schule für 
alle“ hervorragend.  
Zur Abstimmung mit anderen Gemeinden verweise er auf eine im Herbst 
vergangenen Jahres stattgefundene Tagung in Münster, bei der ein juris-
tischer Experte deutlich gemacht habe, dass eine Gemeinde zunächst 
ihre eigenen Interessen verfolgen könne und nicht auf Implikationen an-
derer Gemeinden Rücksicht nehmen müsse.  
 
Herr Dittrich merkt an, dass er grundsätzlich die Eindrücke über die In-
formationsveranstaltung teile. Immerhin seien ca. 150 Eltern gekommen 
und hätten kompetente Fragen gestellt. Er halte es für wichtig, die Eltern 
deutlich auf die Vorteile der „Schule für alle“ hinzuweisen. Es müsse er-
reicht werden, dass sie ihr Kind mit einer Gymnasialempfehlung hier an-
melden, obwohl es später auf ein anderes Gymnasium wechseln müsse. 
 
Herr Fehmer führt an, dass es unterschiedliche Einschätzungen über die 
Anzahl der Eltern bei der Informationsveranstaltung gebe. Die Zahlen 
schwankten zwischen 120 und 150, gleichwohl gebe es sehr viel mehr 
Eltern von Grundschülern in Billerbeck. Vor diesem Hintergrund würde es 
die CDU-Fraktion sehr begrüßen, wenn das Eckpunktepapier mit einer 
Ausarbeitung der Vorteile der „Schule für alle“ allen Grundschuleltern 
schriftlich übermittelt würde. Er würde darüber hinaus auch vorschlagen, 
einen Antwortbogen beizulegen. Er sehe die Information über die neue 
Schule als Bringschuld der Kommune an. Damit möglichst viele Eltern 
ihre Kinder in Billerbeck anmelden, müsse Überzeugungsarbeit geleistet 
werden. Außerdem glaube er, auf diesem Weg auch die ein oder andere 
konstruktive Nachfrage oder Hinweise zu bekommen, die für die pädago-
gische Arbeitsgruppe sinnvoll sein können.  
 
Herr Schlieker hält es für richtig auf die Eltern zuzugehen und sie zu in-
formieren. Gleichzeitig sollte eine Information über das Internet erfolgen. 
Er frage sich aber, ob jetzt der richtige Zeitpunkt für eine erneute Eltern-
beteiligung gegeben sei. Zunächst müssten weitere Inhalte geklärt wer-
den und dann sollte hierüber informiert werden, wobei er durchaus einen 
Zeitdruck sehe, wenn die neue Schule ab dem Schuljahr 2011/12 starten 
solle.  
 
Herr Messing hält eine Elternbefragung zum jetzigen Zeitpunkt ebenfalls 
für verfrüht. Zunächst müsse das Eckpunktepapier in der Arbeitsgruppe 
weiter ausformuliert werden und dann müssten Abstimmungen mit dem 
Ministerium und der Bezirksregierung erfolgen.  
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Herr Fehmer bekräftigt seinen Vorschlag. Es habe doch Bestrebungen 
geben, die Eltern möglichst frühzeitig zu beteiligen. Außerdem wolle er 
eine Elternbefragung und keine Elterninformation. Und wenn von den 
Eltern Anregungen und Fragen kommen, könnten diese mit eingearbeitet 
werden. Nach den Gesprächen in Düsseldorf oder Münster könne man 
nicht mehr zurück. Zudem sei das Thema „Ganztag“ noch nicht ausge-
reift. Hier gebe es Sorgen und Bedenken der Eltern.  
 
Frau Dirks schlägt vor, zunächst die nächste Sitzung der pädagogischen 
Arbeitsgruppe am 05.07.2010 abzuwarten und dann nach den Sommer-
ferien eine Elternbefragung durchzuführen.  
 
Frau Schulze Wierling spricht sich für eine Elternbefragung zum jetzigen 
Zeitpunkt aus. Für die Eltern seien die Überlegungen zur „Schule für alle“ 
jetzt erst offiziell geworden. Hierüber werde im Moment viel diskutiert. Sie 
glaube, dass seitens der Eltern wertvolle Anregungen kommen werden. 
Auch sei es gut, wenn die Eltern über die Sommerferien Zeit hätten.  
 
Herr Dittrich spricht sich dafür aus, dass die Details in der Arbeitsgruppe 
besprochen werden. Die Eltern sollten auf jeden Fall informiert werden, 
weil nicht alle zur Informationsveranstaltung gekommen seien. Auch soll-
te ihnen die Möglichkeit gegeben werden, sich zu dem Vorhaben äußern 
können.  
 
Frau Rawe stellt richtig, dass die Öffentlichkeit bereits nach der letzten 
Schul- und Sportausschusssitzung informiert wurde. Mit einer Einladung 
erreiche man nicht immer alle. Eine Elternbefragung stelle sie sich 
schwierig vor, wobei die Eltern sicher noch weitere Informationen erhalten 
müssten und ihnen Gelegenheit geben werden sollte, Anregungen vorzu-
bringen. Eine Befragung könne aber nicht Zielsetzung sein.  
 
Herr Fehmer entgegnet, dass er das so nicht gemeint habe. Es gehe 
darum, das bisher erarbeitete Eckpunktepapier so zu formulieren, dass 
es jeder verstehe. Dieses solle den Eltern mit einer Möglichkeit der Rück-
äußerung zugesandt werden.  
 
Eine Abstimmung, ob die  Eltern ihr Kind an der Schule für alle anmelden 
oder nicht, sei zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht möglich, so Herr Prof. 
Zymek. Erst müsse ein fertiges Konzept vorliegen. Dann werde die Be-
zirksregierung eine Abfrage sowieso verlangen.  
 
Frau Gaußelmann meint, dass eine Elternbefragung erst stattfinden soll-
te, wenn das Eckpunktepapier mit mehr Inhalt ausgefüllt sei. Außerdem 
müssten auch die Lehrer, die bisher nur bei einer Veranstaltung informiert 
wurden, berücksichtigt werden, sonst werde man auf dieser Ebene keine 
Akzeptanz erreichen.  
 
Herr Fehmer entnimmt den Äußerungen von Prof. Zymek, dass in der 
Sitzung der Arbeitsgruppe am 05.07.2010 wesentliche Weichen gestellt 
werden sollen. Er würde es begrüßen, wenn über diese Sitzung eine Nie-
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derschrift gefertigt und diese dem Rat am 13.07.2010 mit einem entspre-
chenden Beschlussvorschlag vorgelegt werde, der eine Information der 
Eltern in den Sommerferien beinhalte.  
 
Herr Schlieker meint, dass die Dinge reifen müssten und nicht in der 
nächsten Ratssitzung beschlossen werden können.  
 
Daraufhin wirft Herr Fehmer die Frage auf, auf welcher Grundlage denn 
mit der Bezirksregierung gesprochen werden solle.  
 
Frau Dirks geht davon aus, dass das Schulgesetz geändert werde. Nie-
mand wisse aber bisher wie. Danach müsse das Konzept mit der Bezirks-
regierung abgestimmt und ein Antrag gestellt werden. Nur hierfür sei die 
Stadt als Schulträger zuständig während für die inhaltliche Ausgestaltung 
das Kollegium der künftigen Schule zuständig sei.  
 
Herr Dagott gibt zu bedenken, dass die Ideen sehr komplex seien und die 
Lehrerkollegien für die Ausgestaltung der Inhalte Raum und Zeit benötig-
ten.  
 
Herr Prof. Zymek unterstützt die Initiative, die Eltern vor der abschließen-
den Befragung noch einmal einzubeziehen. In der pädagogischen Ar-
beitsgruppe sollten zunächst die umstrittenen Punkte geklärt werden. 
Wenn dann die neue Landesregierung gebildet sei, werde diese der Be-
zirksregierung Signale geben, wie mit solchen Anträgen umgegangen 
werden muss. Alles deute darauf hin, dass den Kommunen vor Ort mehr 
Spielraum bei der Ausgestaltung ihres Schulangebotes eingeräumt wird.  
Hier müsse entschieden werden, ob am 13.07.2010 bereits ein  Ratsbe-
schluss gefasst werden soll, um damit der Landesregierung deutlich zu 
machen, dass hier eine Initiative für eine neue Schulform besteht, die zur 
Genehmigung ansteht. Des Weiteren müsse überlegt werden, wann die 
Eltern angeschrieben werden sollen. Er würde dazu raten, ein Schreiben 
zu Beginn des neuen Schuljahres zu verschicken, ansonsten könnten die 
Eltern sich auch hintergangen fühlen.  
 
Herr Dittrich ist der Meinung, dass die mit kompetenten Mitgliedern be-
setzte  Arbeitsgruppe über das weitere Vorgehen und die Beteiligung der 
Eltern entscheiden sollte. Er würde nicht durch einen Ratsbeschluss zu-
sätzlich Druck aufbauen wollen.  
 
Herr Schlieker meint, dass das eine dem anderen nicht entgegen stehe 
und ein Ratsbeschluss gefasst werden sollte. Außerdem appelliere er an 
alle Kommunalpolitiker, sich in den nächsten Sitzungen der Arbeitsgrup-
pe ein Stück zurück zu nehmen, um den Schulleitungen, Lehrern und 
evtl. auch den Elternvertretern ein wenig mehr Raum zu geben. Es sei 
Sache der Fachleute, die pädagogischen Inhalte der „Schule für alle“ 
festzulegen.  
 
Herr Prof. Zymek merkt an, dass ein Grundsatzbeschluss des Rates bei 
den Gesprächen mit den Abgeordneten hilfreich wäre. Außerdem werde 
so nach außen deutlich, was die Stadt Billerbeck wolle. Im Übrigen seien 
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in dem Eckpunktepapier bis jetzt lediglich die gesetzlichen Rahmenpunk-
te für eine „Schule für alle“ aufgelistet, so dass der Rat doch hierüber ei-
nen Beschluss fassen könnte.  
 
Frau Gaußelmann und Herr Dagott geben zu bedenken, dass die Lehrer-
kollegien eingebunden werden müssen. Sie sollten nicht aus der Zeitung 
von einem Ratsbeschluss erfahren.  
 
Nach weiterer Erörterung fasst der Ausschuss auf Vorschlag von Frau 
Rawe folgenden  
  
Beschluss: 
Die pädagogische Arbeitsgruppe soll über die Form und den Zeitpunkt 
der Elternbeteiligung entscheiden.  
Die Verwaltung wird beauftragt, auf der Grundlage des Eckpunktepapiers 
einen Beschlussvorschlag für den Rat vorzulegen.  
  
Stimmabgabe: einstimmig  
  

2. Erneuerung der Computerräume in der Geschwister-Eichenwald-
Realschule Billerbeck 

 Herr Messing erläutert die Sitzungsvorlage.  
 
Herr Schlieker plädiert dafür, alles zu tun, um die restlichen 10.000,-- € 
aufzutreiben. Da er einen Finanzierungsvorschlag habe, habe er die Er-
weiterung der nichtöffentlichen Tagesordnung beantragt. Solange er im 
Rat vertreten sei, sei bei den Schulen immer nur in Beton, Glas und Stahl 
investiert worden. Er habe in jeder Haushaltsrede gefordert, auch in In-
halte zu investieren. Gegenüber den bisherigen Investitionen handele es 
sich bei den 10.000,-- € um Peanuts und es wäre ein Armutszeugnis für 
die Stadt, wenn das Geld nicht zur Verfügung gestellt würde. Wenn zum 
Schuljahr 2011/12 mit der neuen Schule gestartet werden soll, wäre ein 
solcher Computerraum ein wichtiges Aushängeschild. Gemeinsam sollte 
nach möglichen Umschichtungen im Haushaltsplan gesucht werden.  
 
Frau Dirks betont, dass nicht nur in Beton, Glas und Stahl investiert wur-
de. In ihrer Amtszeit seien die Computerräume in der Grund-, Haupt- und 
Realschule eingeweiht worden. Die Ausstattung aller Schulen könne sich 
durchaus sehen lassen. Irgendwann seien aber die Grenzen erreicht.  
 
Herr Dagott begründet den Antrag der Realschule aus technischer und 
pädagogischer Sicht. Dabei weist er darauf hin, dass die Realschule als 
Ausbildungsschule einen sehr guten Ruf genieße. Von den zukünftigen 
Lehrern und Lehrerinnen werde erwartet, dass sie sich mit neuen Tech-
nologien auskennen.  
 
Herr Fehmer unterstreicht ebenfalls, dass in den vergangenen Jahren viel 
für die Schulen getan wurde. Aufgrund der Finanzlage sehe er zurzeit 
keine Möglichkeit, weitere 10.000,-- € bereit zu stellen. Außerdem habe 
man schon von 33.000,-- € auf 40.000,-- € aufgesattelt. Auch dürfe nicht 
der Eindruck entstehen, dass die Politiker die Schulen im Regen stehen 
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lassen. Wenn es in nichtöffentlicher Sitzung konkrete Finanzierungsvor-
schläge gebe, sei er gerne bereit hierüber zu sprechen.  
 
Herr Messing schlägt vor, die Ausstattung abzuspecken und Drucker, 
Beamer und White-Board erst im nächsten Jahr anzuschaffen. Dann 
würden vielleicht 5.000,-- bis 6.000,-- € zusätzlich ausreichen. Evtl. könn-
te dann mit den Mitteln der Realschule und dem sich evtl. in nichtöffentli-
cher Sitzung ergebenden Vorschlag eine Finanzierung möglich sein.  
 
Herr Dittrich macht deutlich, dass die SPD-Fraktion Investitionen an den 
Schulen immer offen gegenüber stehe. Er verstehe zwar den Antrag der 
Realschule, die Haushaltslage sei aber angespannt. Dem Vorschlag von 
Herrn Messing könne er zustimmen, es müssten Kompromisse gefunden 
werden.  
 
Herr Dagott räumt ein, dass sicherlich abgespeckt werden könne, wobei 
aber die Rechner unbedingt angeschafft werden sollten, damit die Tech-
nik kompatibel ist. Die Schüler sollen an den Rechnern frei arbeiten kön-
nen und das gehe nur mit einer Jugendschutzsoftware „Time for kids“, die 
mit dem jetzigen System nicht möglich sei.  
 
Herr Schlieker würde es begrüßen, wenn der Schulausschuss der Schule 
seine grundsätzliche Bereitschaft zu den Anschaffungen signalisieren 
würde, die unbedingt nötig sind und gleichzeitig darauf hinweisen würde, 
dass die Mittel durch den HFA freigegeben werden müssten.  
 
Her Messing weist darauf hin, dass noch nicht alle Ausschreibungser-
gebnisse vorliegen und der finanzielle Aufwand auch geringer ausfallen 
könnte.  
 
Nach abschließender Diskussion fasst der Ausschuss folgenden  
  
Beschluss: 
Die notwendigen Rechner für die Mathematik-Werkstatt werden vorbe-
haltlich einer Finanzierung, die sich evtl. in nichtöffentlicher Sitzung er-
gibt, angeschafft.  
In der nächsten HFA-Sitzung wird über die Finanzierung berichtet.  
  
Stimmabgabe: einstimmig  
 
  

3. Mitteilungen 
 Keine 

  
 
 

4. Anfragen 
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4.1. Vorstellung der Musikschulen in der Realschule - Frau Schulze Wier-
ling 

 Auf Nachfrage von Frau Schulze Wierling berichtet Herr Dagott über die 
Vorstellung der Musikschulen zwecks Einrichtung einer Musikklasse in 
der Realschule.  
  
 
 

 
 
 
 
   Maggie Rawe     Birgit Freickmann 
   Ausschussvorsitzende    Schriftführerin  
 
 
 

 
 
 
 


